
 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen der NMH GmbH 
Stand 11/2023 
 
1. Geltungsbereich 
1.1. Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote der NMH GmbH (nachfolgend 

„NMH“) erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen Lieferbedingungen. 
Diese sind Bestandteil aller Verträge, die die NMH mit ihren Vertragspartnern 
(nachfolgend auch „Auftraggeber“ genannt) über die von ihr angebotenen 
Lieferungen oder Leistungen schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen 
Lieferungen, Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, auch wenn sie 
nicht nochmals gesondert vereinbart werden. 

1.2. Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, 
auch wenn die NMH ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. 
Selbst wenn die NMH auf ein Schreiben Bezug nimmt, das 
Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf 
solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener 
Geschäftsbedingungen. 

1.3. Sofern Gegenstand des Auftrags die Lieferung von Hard- und/oder Software ist, 
gelten neben diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen die Besondere 
Geschäftsbedingungen für Hard- und Softwareverkauf, welche als Anlage A 
beigefügt sind; bei der Erbringung von Fernwartung und Pflege Software-
Dienstleistungen, welche als Anlage B beigefügt sind. 

1.4. Regelungen der Besonderen Geschäftsbedingungen gehen denen der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor. Individualvertraglich vereinbarte 
Regelungen gehen denen der Besonderen als auch den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen vor.  

 
2. Angebot und Vertragsschluss 
2.1. Alle Angebote der NMH sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht 

ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte 
Annahmefrist enthalten. Bestellungen oder Aufträge kann die NMH innerhalb 
von 14 Tagen nach Zugang annehmen. 

2.2. Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen der NMH und dem 
Auftraggeber ist der schriftlich geschlossene Kaufvertrag, einschließlich dieser 
Allgemeinen Liefer- und Besonderen Geschäftsbedingungen. Dieser gibt alle 
Abreden zwischen den Vertragsparteien zum Vertragsgegenstand vollständig 
wieder. Mündliche Zusagen der NMH vor Abschluss dieses Vertrages sind 
rechtlich unverbindlich und mündliche Abreden der Vertragsparteien werden 
durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern nicht jeweils ausdrücklich anders 
zwischen den Vertragsparteien vereinbart. 

2.3. Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich 
dieser Allgemeinen Lieferbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder Prokuristen sind die 
Mitarbeiter der NMH nicht berechtigt, von der schriftlichen Vereinbarung 
abweichende mündliche Abreden zu treffen. Zur Wahrung der Schriftform 
genügt die telekommunikative Übermittlung, insb. per Telefax oder per E-Mail. 

2.4. Angaben der NMH zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z.B. Gewichte, 
Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie 
Darstellungen desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur 
annähernd maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich 
vorgesehenen Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine 
garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Beschreibungen oder 
Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. Handelsübliche Abweichungen 
und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen oder 
technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch 
gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich 
vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 



 

 

2.5. Die NMH behält sich das Eigentum oder Urheberrecht an allen von ihr 
abgegebenen Angeboten und Kostenvoranschlägen sowie dem Auftraggeber 
zur Verfügung gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, 
Prospekten, Katalogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und 
Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche 
Zustimmung der NMH weder als solche noch inhaltlich Dritten zugänglich 
machen, sie bekannt geben, selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. 
Er hat auf Verlangen der NMH diese Gegenstände vollständig an diesen 
zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie von ihm 
im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn 
Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. Ausgenommen 
hiervon ist die Speicherung elektronisch zur Verfügung gestellter Daten zum 
Zwecke üblicher Datensicherung. 

 
3. Preise und Zahlungen 
3.1. Die Preise gelten für den in den Auftragsbestätigungen aufgeführten Leistungs- 

und Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert 
berechnet. Die Preise verstehen sich in EUR ab Werk zzgl. Verpackung, der 
gesetzlichen Mehrwertsteuer, bei Exportlieferungen Zoll sowie Gebühren und 
anderer öffentlicher Abgaben. 

3.2. Soweit den vereinbarten Preisen die Listenpreise der NMH zugrunde liegen und 
die Lieferung erst mehr als vier Monate nach Vertragsschluss erfolgen soll, gelten 
die bei Lieferung gültigen Listenpreise der NMH (jeweils abzüglich eines 
vereinbarten prozentualen oder festen Rabatts). 

3.3. Rechnungsbeträge sind innerhalb von dreißig Tagen ohne jeden Abzug zu 
bezahlen, sofern nicht etwas anderes schriftlich vereinbart ist. Maßgebend für das 
Datum der Zahlung ist der Eingang bei der NMH. Die Zahlung per Scheck ist 
ausgeschlossen, sofern sie nicht im Einzelfall gesondert vereinbart wird. Leistet 
der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge ab dem 
Tag der Fälligkeit mit 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu verzinsen; die 
Geltendmachung höherer Zinsen und weiterer Schäden im Falle des Verzugs 
bleibt unberührt. 

3.4. Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder die 
Zurückbehaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, 
soweit die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder 
sich aus demselben Auftrag ergeben, unter dem die betreffende Lieferung erfolgt 
ist. 

3.5. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Auftraggeber nur insoweit 
befugt, als die Gegenforderung, auf die er das Zurückbehaltungsrecht stützt, 
unbestritten, rechtskräftig festgestellt oder entscheidungsreif ist und auf 
demselben Vertragsverhältnis beruht. 

3.6. Die NMH ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen nur 
gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen, 
wenn ihm nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt werden, welche die 
Kreditwürdigkeit des Auftraggebers wesentlich zu mindern geeignet sind und 
durch welche die Bezahlung der offenen Forderungen der NMH durch den 
Auftraggeber aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis (einschließlich aus anderen 
Einzelaufträgen, für die derselbe Rahmenvertrag gilt) gefährdet wird.  

 
4. Lieferung und Lieferzeit 
4.1. Lieferungen erfolgen ab Werk. 
4.2. Von der NMH in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und 

Leistungen gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste 
Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. Sofern Versendung 
vereinbart wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine, sofern nicht 
ausdrücklich von uns anders angegeben, auf den Zeitpunkt der Übergabe an den 
Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport beauftragten Dritten. 



 

 

4.3. Die NMH kann – unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des Auftraggebers – vom 
Auftraggeber eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine 
Verschiebung von Liefer- und Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in 
dem der Auftraggeber seinen vertraglichen Verpflichtungen der NMH gegenüber 
nicht nachkommt. 

4.4. Die NMH haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für 
Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (zB 
Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- oder 
Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige 
Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen behördlichen 
Genehmigungen, Pandemien oder Epidemien, behördliche Maßnahmen oder die 
ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Belieferung durch 
Lieferanten trotz eines von der NMH geschlossenen kongruenten 
Deckungsgeschäfts) verursacht worden sind, die die NMH nicht zu vertreten hat. 
Sofern solche Ereignisse der NMH die Lieferung oder Leistung wesentlich 
erschweren oder unmöglich machen und die Behinderung nicht nur von 
vorübergehender Dauer ist, ist die NMH zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 
Bei Hindernissen vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder 
Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um den 
Zeitraum der Behinderung zzgl. einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem 
Auftraggeber infolge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung 
nicht zuzumuten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Der NMH vom Vertrag zurücktreten. 

4.5. Die NMH ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 
4.5.1. die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des vertraglichen 

Bestimmungszwecks verwendbar ist, 
4.5.2. die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 
4.5.3. dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche 

Kosten entstehen (es sei denn, die NMH erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten 
bereit). 

4.6. Gerät die NMH mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird ihr eine 
Lieferung oder Leistung, gleich aus welchem Grunde, unmöglich, so ist die 
Haftung der NMH auf Schadensersatz nach Maßgabe der Ziffer 8 dieser 
Allgemeinen Lieferbedingungen beschränkt. 

 
5. Erfüllungsort, Versand, Verpackung, Gefahrübergang, Abnahme 
5.1. Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist Sitz der 

NMH, soweit nichts anderes bestimmt ist. Schuldet die NMH auch die Installation, 
ist Erfüllungsort der Ort, an dem die Installation zu erfolgen hat. 

5.2. Die Versandart und die Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen 
der NMH. 

5.3. Die Gefahr geht, sofern Versand der Ware vereinbart ist und die NMH nicht 
Transport oder Installation übernommen hat, spätestens mit der Übergabe des 
Liefergegenstandes (wobei der Beginn des Verladevorgangs maßgeblich ist) an 
den Spediteur, Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung 
bestimmten Dritten auf den Auftraggeber über. Verzögert sich der Versand oder 
die Übergabe infolge eines Umstandes, dessen Ursache beim Auftraggeber liegt, 
geht die Gefahr von dem Tag an auf den Auftraggeber über, an dem der 
Liefergegenstand versandbereit ist und die NMH dies dem Auftraggeber 
angezeigt hat. 

5.4. Lagerkosten nach Gefahrübergang trägt der Auftraggeber. Bei Lagerung durch 
die NMH betragen die Lagerkosten bei einem Auftragswert bis zu 20.000,- € 1,5% 
und bei einem Auftragswert über 20.000,- € 0,5% des Rechnungsbetrages der zu 
lagernden Liefergegenstände pro abgelaufene Woche. Die Geltendmachung und 
der Nachweis weiterer oder geringerer Lagerkosten bleiben vorbehalten. 



 

 

5.5. Die Sendung wird der NMH nur auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers 
und auf dessen Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und 
Wasserschäden oder sonstige versicherbare Risiken versichert. 

5.6. Die Bedienung von Maschinen und Anlagen durch nicht NMH Personal basiert 
auf einer betriebsbereiten Übergabe. 

5.7. Soweit eine Abnahme stattzufinden hat, gilt die Kaufsache als abgenommen, 
wenn 

5.7.1. die Lieferung und, sofern die NMH auch die Installation schuldet, die Installation 
abgeschlossen ist, 

5.7.2. die NMH dies dem Auftraggeber unter Hinweis auf die Abnahmefiktion nach 
Ziffer 5.7 mitgeteilt und ihn zur Abnahme aufgefordert hat, 

5.7.3. seit der Lieferung oder Installation 14 Werktage vergangen sind oder der 
Auftraggeber mit der Nutzung der Kaufsache begonnen hat (z.B. die gelieferte 
Anlage in Betrieb genommen hat) und in diesem Fall seit Lieferung oder 
Installation Klicken Sie hier, um Text einzugeben Werktage vergangen sind und 

5.7.4. der Auftraggeber die Abnahme innerhalb dieses Zeitraums aus einem anderen 
Grund als wegen eines der NMH angezeigten Mangels, der die Nutzung der 
Kaufsache unmöglich macht oder wesentlich beeinträchtigt, unterlassen hat. 
 

6. Gewährleistung, Sachmängel 
6.1. Die Gewährleistungsfrist beträgt ein Jahr ab Lieferung oder, soweit eine 

Abnahme erforderlich ist, ab der Abnahme. Diese Frist gilt nicht für 
Schadensersatzansprüche des Auftraggebers aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit oder aus vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 
Pflichtverletzungen der NMH oder ihrer Erfüllungsgehilfen, welche jeweils nach 
den gesetzlichen Vorschriften verjähren. 

6.2. Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung an den 
Auftraggeber oder an den von ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu 
untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel oder anderer 
Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar 
gewesen wären, als vom Auftraggeber genehmigt, wenn der NMH nicht binnen 
sieben Werktagen nach Ablieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. 
Hinsichtlich anderer Mängel gelten die Liefergegenstände als vom Auftraggeber 
genehmigt, wenn die Mängelrüge dem Der NMH nicht binnen sieben Werktagen 
nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der Mangel zeigte; war der Mangel bei 
normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt offensichtlich, ist 
jedoch dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich. Auf 
Verlangen der NMH ist ein beanstandeter Liefergegenstand frachtfrei an die NMH 
zurückzusenden. Bei berechtigter Mängelrüge vergütet die NMH die Kosten des 
günstigsten Versandweges; dies gilt nicht, soweit die Kosten sich erhöhen, weil 
der Liefergegenstand sich an einem anderen Ort als dem Ort des 
bestimmungsgemäßen Gebrauchs befindet. 

6.3. Bei Sachmängeln der gelieferten Gegenstände ist die NMH nach ihrer innerhalb 
angemessener Frist zu treffenden Wahl zunächst zur Nachbesserung oder 
Ersatzlieferung verpflichtet und berechtigt. Im Falle des Fehlschlagens, d.h. der 
Unmöglichkeit, Unzumutbarkeit, Verweigerung oder unangemessenen 
Verzögerung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung, kann der Auftraggeber 
vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis angemessen mindern. 

6.4. Beruht ein Mangel auf dem Verschulden der NMH, kann der Auftraggeber unter 
den in Ziffer 8 bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz verlangen. 

6.5. Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die die NMH aus lizenzrechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht beseitigen kann, wird die NMH nach ihrer Wahl 
seine Gewährleistungsansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für 
Rechnung des Auftraggebers geltend machen oder an den Auftraggeber 
abtreten. Gewährleistungsansprüche gegen die NMH bestehen bei derartigen 
Mängeln unter den sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe dieser 
Allgemeinen Lieferbedingungen nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der 
vorstehend genannten Ansprüche gegen den Hersteller und Lieferanten erfolglos 



 

 

war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. Während der Dauer des 
Rechtsstreits ist die Verjährung der betreffenden Gewährleistungsansprüche des 
Auftraggebers gegen die NMH gehemmt. 

6.6. Die Gewährleistung entfällt, wenn der Auftraggeber ohne Zustimmung der NMH 
den Liefergegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt und die 
Mängelbeseitigung hierdurch unmöglich oder unzumutbar erschwert wird. In 
jedem Fall hat der Auftraggeber die durch die Änderung entstehenden 
Mehrkosten der Mängelbeseitigung zu tragen. 

6.7. Eine im Einzelfall mit dem Auftraggeber vereinbarte Lieferung gebrauchter 
Gegenstände erfolgt unter Ausschluss jeglicher Gewährleistung für Sachmängel. 

 
7. Schutzrechte 
7.1. Die NMH steht nach Maßgabe dieser Ziffer 7 dafür ein, dass der Liefergegenstand 

frei von gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten Dritter ist. Jeder 
Vertragspartner wird den anderen Vertragspartner unverzüglich schriftlich 
benachrichtigen, falls ihm gegenüber Ansprüche wegen der Verletzung solcher 
Rechte geltend gemacht werden. 

7.2. In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein gewerbliches Schutzrecht oder 
Urheberrecht eines Dritten verletzt, wird die NMH nach ihrer Wahl und auf ihre 
Kosten den Liefergegenstand derart abändern oder austauschen, dass keine 
Rechte Dritter mehr verletzt werden, der Liefergegenstand aber weiterhin die 
vertraglich vereinbarten Funktionen erfüllt, oder dem Auftraggeber durch 
Abschluss eines Lizenzvertrages mit dem Dritten das Nutzungsrecht verschaffen. 
Gelingt der NMH dies innerhalb eines angemessenen Zeitraums nicht, ist der 
Auftraggeber berechtigt, von dem Vertrag zurückzutreten oder den Kaufpreis 
angemessen zu mindern. Etwaige Schadensersatzansprüche des Auftraggebers 
unterliegen den Beschränkungen der Ziffer 8 dieser Allgemeinen 
Lieferbedingungen. 

7.3. Bei Rechtsverletzungen durch vom der NMH gelieferte Produkte anderer 
Hersteller wird die NMH nach ihrer Wahl ihre Ansprüche gegen die Hersteller und 
Vorlieferanten für Rechnung des Auftraggebers geltend machen oder an den 
Auftraggeber abtreten. Ansprüche gegen die NMH bestehen in diesen Fällen 
nach Maßgabe dieser Ziffer 7 nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der 
vorstehend genannten Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten 
erfolglos war oder, bspw. aufgrund einer Insolvenz, aussichtslos ist. 

 
8. Haftung auf Schadensersatz wegen Verschuldens 
8.1. Die Haftung der NMH auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insb. 

aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, 
Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und 
unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein Verschulden ankommt, 
nach Maßgabe dieser Ziffer 8 eingeschränkt. 

8.2. Die NMH haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit ihrer Organe, gesetzlichen 
Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um 
eine Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind 
die Verpflichtung zur rechtzeitigen Lieferung und Installation des 
Liefergegenstands, dessen Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen 
Sachmängeln, die seine Funktionsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als 
nur unerheblich beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und 
Obhutspflichten, die dem Auftraggeber die vertragsgemäße Verwendung des 
Liefergegenstands ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von 
Personal des Auftraggebers oder den Schutz von dessen Eigentum vor 
erheblichen Schäden bezwecken. 

8.3. In Fällen einfacher (leichter) Fahrlässigkeit haftet die NMH nicht für mittelbare 
oder nicht vorhersehbare Schäden und nicht für Folgeschäden (insbesondere 
nicht für reinen wirtschaftlichen Verlust, entgangenen Gewinn, Minderung des 
Goodwill und ähnliche Schäden). Darüber hinaus haftet die NMH in diesen Fällen 



 

 

maximal auf den Betrag, der nach diesem Vertrag der Vergütungen für die 
Pflegeleistungen für ein Vertragsjahr entspricht. Die in dieser Ziffer 8.3Fehler! 
Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. bezeichneten Ansprüche 
verjähren innerhalb von einem Jahr. 

8.4. Soweit die NMH gem. Ziffer 8.2 dem Grunde nach auf Schadensersatz haftet, ist 
diese Haftung auf Schäden begrenzt, die die NMH bei Vertragsschluss als 
mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei 
Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen. Mittelbare 
Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstands sind, 
sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei 
bestimmungsgemäßer Verwendung des Liefergegenstands typischerweise zu 
erwarten sind. Die vorstehenden Regelungen dieser Ziffer 8.3 gelten nicht im Fall 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens von Organmitgliedern oder 
leitenden Angestellten der NMH. 

8.5. Im Falle einer Haftung für einfache Fahrlässigkeit ist die Ersatzpflicht der NMH für 
Sachschäden und daraus resultierende weitere Vermögensschäden auf einen 
Betrag von 12.500.000,- € je Schadensfall beschränkt, auch wenn es sich um eine 
Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. 

8.6. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in 
gleichem Umfang zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten 
und sonstigen Erfüllungsgehilfen der NMH. 

8.7. Soweit die NMH technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese 
Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich 
vereinbarten Leistungsumfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter 
Ausschluss jeglicher Haftung. 

8.8. Verletzt der Auftraggeber die ihm obliegende Pflicht zur ordnungsgemäßen 
Datensicherung, so haftet die NMH im Rahmen der vorstehenden 
Bestimmungen bei Datenverlusten der Höhe nach begrenzt auf solche Schäden, 
die auch bei einer ordnungsgemäßen, regelmäßigen Datensicherung durch den 
Auftraggebern aufgetreten wären. 

8.9. Die Einschränkungen dieser Ziffer 8 gelten nicht für die Haftung der NMH wegen 
vorsätzlichen Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

 
9. Eigentumsvorbehalt 
9.1. Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Sicherung aller 

jeweils bestehenden derzeitigen und künftigen Forderungen der NMH gegen 
den Auftraggeber aus der zwischen den Vertragspartnern bestehenden 
Lieferbeziehung über Klicken Sie hier, um Text einzugeben (einschließlich 
Saldoforderungen aus einem auf diese Lieferbeziehung beschränkten 
Kontokorrentverhältnis). 

9.2. Die von der NMH an den Auftraggeber gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen 
Bezahlung aller gesicherten Forderungen Eigentum der NMH. Die Ware sowie die 
nach den nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom 
Eigentumsvorbehalt erfasste Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt. 

9.3. Der Auftraggeber verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Der NMH. 
9.4. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt des 

Verwertungsfalls (Ziffer 9.9) im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu 
verarbeiten und zu veräußern. Verpfändungen und Sicherungsübereignungen 
sind unzulässig. 

9.5. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber verarbeitet, so wird vereinbart, dass 
die Verarbeitung im Namen und für Rechnung der NMH als Hersteller erfolgt und 
die NMH unmittelbar das Eigentum oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen 
mehrerer Eigentümer erfolgt oder der Wert der verarbeiteten Sache höher ist als 
der Wert der Vorbehaltsware – das Miteigentum (Bruchteilseigentum) an der neu 



 

 

geschaffenen Sache im Verhältnis des Werts der Vorbehaltsware zum Wert der 
neu geschaffenen Sache erwirbt. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb 
beim Der NMH eintreten sollte, überträgt der Auftraggeber bereits jetzt sein 
künftiges Eigentum oder – im og Verhältnis – Miteigentum an der neu 
geschaffenen Sache zur Sicherheit an den Der NMH. Wird die Vorbehaltsware mit 
anderen Sachen zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar 
vermischt und ist eine der Sachen als Hauptsache anzusehen, so dass die NMH 
oder der Auftraggeber Alleineigentum erwirbt, so überträgt die Partei, der die 
Hauptsache gehört, der anderen Partei anteilig das Miteigentum an der 
einheitlichen Sache in dem in S. 1 genannten Verhältnis. 

9.6. Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Auftraggeber bereits 
jetzt sicherungshalber die hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber – 
bei Miteigentum der NMH an der Vorbehaltsware anteilig entsprechend dem 
Miteigentumsanteil – an den Der NMH ab. Gleiches gilt für sonstige Forderungen, 
die an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hinsichtlich der 
Vorbehaltsware entstehen, wie zB Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus 
unerlaubter Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Die NMH ermächtigt den 
Auftraggeber widerruflich, die an den Der NMH abgetretenen Forderungen im 
eigenen Namen einzuziehen. Die NMH darf diese Einzugsermächtigung nur im 
Verwertungsfall widerrufen. 

9.7. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insb. durch Pfändung, wird der 
Auftraggeber sie unverzüglich auf das Eigentum der NMH hinweisen und die 
NMH hierüber informieren, um ihr die Durchsetzung ihrer Eigentumsrechte zu 
ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der Lage ist, der NMH die in diesem 
Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten zu 
erstatten, haftet hierfür der Auftraggeber der NMH. 

9.8. Die NMH wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle tretenden Sachen oder 
Forderungen freigeben, soweit ihr Wert die Höhe der gesicherten Forderungen 
um mehr als 50 % übersteigt. Die Auswahl der danach freizugebenden 
Gegenstände liegt bei der NMH. 

9.9. Tritt die NMH bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers – insb. 
Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück (Verwertungsfall), ist sie berechtigt, die 
Vorbehaltsware herauszuverlangen. 

 
10. Schlussbestimmungen 
10.1. Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er in der 
Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen Gerichtsstand, so ist 
Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Der NMH und dem Auftraggeber der Sitz der NMH. Für Klagen 
gegen die NMH ist in diesen Fällen jedoch Mengen (Ort) ausschließlicher 
Gerichtsstand. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über ausschließliche 
Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung unberührt. 

10.2. Die Beziehungen zwischen der NMH und dem Auftraggeber unterliegen 
ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen 
Warenkauf vom 11.4.1980 (CISG) gilt nicht. 

10.3. Änderungen und/oder Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit der Schriftform. Die Aufhebung des Schriftformerfordernisses 
bedarf zu ihrer Wirksamkeit ebenfalls der Schriftform. 

10.4. Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrages oder eine später in diesen 
aufgenommene Bestimmung ganz oder teilweise nichtig oder undurchführbar 
sein oder werden oder sollte sich eine Lücke in diesem Vertrag herausstellen, wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt (Erhaltung). 
Es ist der ausdrückliche Wille der Parteien, hierdurch die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen unter allen Umständen aufrechtzuerhalten und damit § 139 BGB 
insgesamt abzubedingen. Anstelle der nichtigen oder undurchführbaren 
Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke gilt mit Rückwirkung diejenige 



 

 

wirksame und durchführbare Regelung, die rechtlich und wirtschaftlich dem am 
nächsten kommt, was die Parteien gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck 
dieses Vertrages gewollt hätten, wenn sie diesen Punkt bei Abschluss dieses 
Vertrages bzw. bei Aufnahme der Bestimmung bedacht hätten; beruht die 
Nichtigkeit einer Bestimmung auf einem darin festgelegten Maß der Leistung 
oder der Zeit (Frist oder Termin), so gilt die Bestimmung mit einem dem 
ursprünglichen Maß am nächsten kommenden rechtlich zulässigen Maß als 
vereinbart (Ersetzungsfiktion). Ist die Ersetzungsfiktion nicht möglich, ist anstelle 
der nichtigen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Schließung der 
Lücke eine Bestimmung bzw. Regelung nach inhaltlicher Maßgabe des 
vorstehenden Satzes zu treffen (Ersetzungsverpflichtung). Betrifft die Nichtigkeit 
oder Lücke eine beurkundungspflichtige Bestimmung, so ist die Regelung bzw. 
die Bestimmung in notariell beurkundeter Form zu vereinbaren. 
  



 

 

A: Besondere Geschäftsbedingungen Hard- und Softwareverkauf 
 
1. Vertragsgegenstand 
1.1. Die NMH liefert dem Auftraggeber die im Angebot bezeichnete Hardware nebst 

zugehöriger Benutzerdokumentation. Weiterhin liefert die NMH dem 
Auftraggeber die im Angebot bezeichnete Betriebssystemsoftware sowie die 
Standard-Anwendungssoftware (beide Programme nachfolgend auch „Software“ 
genannt) nebst zugehöriger Benutzerdokumentation und räumt dem 
Auftraggeber hieran Nutzungsrechte nach Maßgabe der in diesen Besonderen 
Geschäftsbedingungen vereinbarten Nutzungsbedingungen ein. Das Angebot ist 
Bestandteil des Vertrags. 

1.2. Die Software wird auf der Hardware vorinstalliert geliefert, es sei denn, im 
Angebot wird vereinbart, dass die Software installationsbereit auf dem im 
Angebot angegebenen Datenträger geliefert und vom Auftraggeber selbst nach 
Maßgabe der in der Benutzerdokumentation enthaltenen Installationsanleitung 
installiert wird. Die Software wird in Objektcode-Fassung geliefert; eine 
Überlassung des Quellcodes erfolgt nicht. 

1.3. Die Aufstellung der Hardware und Herstellung der technischen 
Betriebsbereitschaft, die Erbringung von geringfügigen Anpassungsleistungen 
in Bezug auf die Anwendungssoftware, die Installation und Einspielung der 
Anwendungssoftware im Netzwerk des Auftraggebers oder eine Einweisung sind 
nur dann Vertragsinhalt, wenn diese Leistungen im Angebot ausdrücklich 
vereinbart werden. Weitere Leistungen der NMH, wie die Vornahme von 
umfangreicheren Änderungen oder Anpassungen in Bezug auf die 
Anwendungssoftware, Individualprogrammierungen, Beratung, Schulung, 
Hardwarewartung und Softwarepflege, sind in keinem Fall Gegenstand dieses 
Vertrages; solche zusätzlichen Leistungen können gegebenenfalls in einem 
rechtlich gesonderten Vertrag zwischen den Parteien vereinbart werden. 

1.4. Die vereinbarte Beschaffenheit der gelieferten Hardware sowie der Software 
ergibt sich abschließend aus den mitgelieferten, im Angebot bezeichneten 
Produktbeschreibungen, den in den Benutzerdokumentationen enthaltenen 
Beschreibungen der Funktionalitäten sowie aus der im Angebot erfolgten 
Festlegung der vertragsgemäßen Verwendung. 

1.5. Die überlassenen Benutzerdokumentationen sollen dem Auftraggeber den 
ordnungsgemäßen Betrieb der Hardware und der Software ermöglichen. Im 
Angebot wird vereinbart, in welcher Sprache, in welcher Form und mit welchem 
Inhalt die Benutzerdokumentationen dem Auftraggeber überlassen werden. Der 
Auftraggeber hat keinen Anspruch auf eine darüber hinausgehende 
Beschaffenheit der Benutzerdokumentationen. 

1.6. Die technischen Daten, Spezifikationen, Erläuterungen der Funktionen und 
Nutzungsmöglichkeiten sowie sonstige Angaben in den mitgelieferten 
Produktbeschreibungen und Benutzerdokumentationen verstehen sich 
ausschließlich als Beschreibung der Beschaffenheit im Sinne von § 434 Abs. 1 Satz 
1 BGB und nicht als selbstständige Garantie, Beschaffenheits- oder 
Haltbarkeitsgarantie. 

1.7. Aussagen der NMH zum Leistungsgegenstand sind nur dann selbstständige 
Garantieversprechen, Beschaffenheits- oder Haltbarkeitsgarantien im 
Rechtssinne, wenn diese schriftlich durch die Geschäftsleitung der NMH erfolgen 
und ausdrücklich und wörtlich als „selbstständige Garantie“, 
„Beschaffenheitsgarantie“ oder „Haltbarkeitsgarantie“ bezeichnet sind. 

1.8. Die NMH übernimmt keine Haftung oder Garantie dafür, dass sich die Software 
für die vom Auftraggebern angedachten Einsatzzwecke eignet. 

 
2. Rechteeinräumung 
2.1. Die NMH räumt dem Auftraggeber ein einfaches (nicht ausschließliches), 

dauerhaftes Recht ein, die Software zum Betrieb innerhalb seines Netzwerks zu 
nutzen. Die Anwendungssoftware darf nur in der im Angebot genannten 
maximalen Anzahl an Arbeitsplätzen gleichzeitig genutzt werden, für die der 



 

 

Auftraggeber die Vergütung gemäß Ziffer Fehler! Verweisquelle konnte nicht 
gefunden werden. entrichtet hat. 

2.2. Der Auftraggeber darf die Software nur für eigene Zwecke, zur Abwicklung der 
internen Geschäftsprozesse seines Unternehmens nutzen. Sofern im Angebot 
vereinbart, ist eine Nutzung der Software auch in den mit dem Auftraggeber im 
Sinne des § 15 AktG verbundenen Unternehmen („Konzernunternehmen“) 
gestattet. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die Software drahtlos oder 
drahtgebunden öffentlich wiederzugeben, zu vermieten, zu verleihen oder auf 
sonstige Weise Dritten vorübergehend zugänglich zu machen (insbesondere im 
Rahmen eines Rechenzentrumsbetriebs für Dritte, eines Application Service 
Providing [ASP] oder in Form von Software as a Service [SaaS]), es sei denn, im 
Angebot ist dies ausdrücklich vereinbart bzw. die NMH hat hierzu vorher ihre 
schriftliche Zustimmung erteilt. Keine Dritten sind die Mitarbeiter des 
Auftraggebers, die zur Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten Zugang zur 
Software benötigen. 

2.3. Vervielfältigungen der Software sind nur für deren bestimmungsgemäße 
Benutzung zulässig. Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Sicherungskopie zu 
erstellen, wenn dies für die Sicherung künftiger Benutzung erforderlich ist. Ferner 
ist er zur Vervielfältigung der Software im Rahmen einer nach dem Stand der 
Technik ordnungsgemäßen, regelmäßigen Datensicherung befugt. Die 
überlassenen Benutzerdokumentationen dürfen nur insoweit vervielfältigt 
werden, als dies für die bestimmungsgemäße Benutzung der Software 
notwendig ist. 

2.4. Zur Vornahme von Änderungen, Bearbeitungen oder Umarbeitungen der 
Software im Sinne des § 69c Nr. 2 UrhG ist der Auftraggeber gemäß § 69d Abs. 1 
UrhG nur berechtigt, wenn dies für eine bestimmungsgemäße Benutzung der 
Software einschließlich der Beseitigung eines Fehlers der Software notwendig ist. 
Vor Beseitigung von Fehlern durch den Auftraggebern oder einen von diesem 
beauftragten Dritten hat der Auftraggeber der NMH jedoch zunächst die 
Möglichkeit einer Fehlerbeseitigung einzuräumen. Beseitigt die NMH die Fehler 
durch Ersatzlieferung eines Updates oder neuen Programmstands der Software, 
gelten für diese die Bestimmungen in dieser Ziffer 2. 

2.5. Eine Vervielfältigung oder Dekompilierung der Software zur Herstellung der 
Interoperabilität mit anderen Programmen ist dem Auftraggeber im Rahmen des 
§ 69e UrhG unter den dort genannten Bedingungen gestattet, wenn zusätzlich 
die Voraussetzung erfüllt ist, dass die NMH ihm nach schriftlicher Anforderung 
die hierzu notwendigen Daten nicht innerhalb angemessener Frist zur Verfügung 
gestellt hat. Der Auftraggeber wird die durch die Dekompilierung erlangten bzw. 
von der NMH zur Verfügung gestellten Informationen gem. Ziffern 6.1 und 6.2  
vertraulich behandeln. 

2.6. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Software einmalig an einen Dritten dauerhaft 
weiterzugeben bzw. zu veräußern, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt sind: 

2.6.1. Er übergibt die erworbene Kopie der Software auf dem überlassenen 
Originaldatenträger nebst überlassener Benutzerdokumentation unter 
vollständiger Aufgabe der eigenen Nutzung sowie Löschung sämtlicher von ihm 
angefertigter Kopien der Software an den Dritten, 

2.6.2. er teilt der NMH den Namen und die Anschrift des Dritten unverzüglich schriftlich 
mit, und 

2.6.3. er hat den Dritten schriftlich zur Einhaltung der Nutzungsbestimmungen dieses 
Vertrages verpflichtet. 

2.7. Eine über den vertraglich vereinbarten Umfang hinausgehende Nutzung, 
insbesondere eine Nutzung, die die vereinbarte maximale Anzahl der 
Arbeitsplätze gemäß Ziffer 2.1 überschreitet, ist unzulässig und bedarf einer 
zusätzlichen Rechtseinräumung durch die NMH. 

2.8. Urheberrechtsvermerke, Seriennummern oder Kennzeichen dürfen nicht von der 
Software entfernt oder geändert werden. Vom Auftraggeber erstellte Kopien der 



 

 

Software oder der Benutzerdokumentationen sind als solche kenntlich zu 
machen und mit einem Urheberrechtsvermerk des Herstellers zu versehen. 

2.9. Für den Fall, dass Open Source Software mit veräußert wurde, so gelten für diese 
Softwareteile die Open Source Lizenzen, unter denen die Software lizenziert 
wurde und gehen den oben genannten Regelungen vor, sofern in den Lizenzen 
abweichendes geregelt ist. 

 
3. Pflichten des Auftraggebers 
3.1. Sofern im Angebot vereinbart, wird der Auftraggeber die Software selbst nach 

Maßgabe der in der Benutzerdokumentation enthaltenen Installationsanleitung 
installieren (vgl. Ziffer 1.2). 

3.2. Der Auftraggeber wird die in den Benutzerdokumentationen enthaltenen 
Hinweise für den Betrieb der Hardware und der Software beachten. 

3.3. Der Auftraggeber ist verpflichtet, vor Installation der Software und vor 
Inbetriebnahme der EDV-Anlage sowie in der Zeit danach während des Betriebs 
der EDV-Anlage seine Daten ordnungsgemäß und regelmäßig zu sichern. 

3.4. Der Auftraggeber gewährt der NMH zum Zweck etwaiger Mängelbeseitigungen 
ungehinderten Zugang zu den Kaufgegenständen. Auf Wunsch des 
Auftraggebers kann im Angebot vereinbart werden, dass 
Mängelbeseitigungsmaßnahmen auch im Weg einer Fernwartung durch die 
NMH erbracht werden können. In diesem Fall wird der Auftraggeber auf seine 
Kosten die hierfür erforderlichen technischen Voraussetzungen schaffen. 

3.5. Der Auftraggeber wird der NMH auf deren Anforderung eine Überprüfung 
ermöglichen, ob der Auftraggeber die Bestimmungen des vorliegenden 
Vertrages in Bezug auf die zulässige Nutzung der Software, insbesondere im 
Hinblick auf die vereinbarte maximale Anzahl an berechtigten Arbeitsplätze 
und/oder Nutzern, einhält. Hierzu wird er der NMH Auskunft erteilen sowie Zutritt 
zu seinen Geschäftsräumen und Einsicht in alle maßgeblichen Unterlagen und 
Dateien gewähren. Der Auftraggeber kann verlangen, dass diese Überprüfung 
nur durch einen zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten Angehörigen der 
steuer- oder wirtschaftsberatenden Berufe oder einen zur Verschwiegenheit 
verpflichteten unabhängigen Sachverständigen erfolgt und dass dieser dem 
Auftraggeber gegenüber vertraglich verpflichtet wird, im Rahmen der 
Überprüfung erlangte Informationen nur an die NMH herauszugeben, wenn und 
soweit dies für die Durchsetzung von Ansprüchen wegen Lizenzverletzung 
notwendig ist. Die Überprüfung wird während der üblichen Geschäftszeiten des 
Auftraggebers in dessen Geschäftsräumen durchgeführt, wobei soweit als 
möglich darauf Rücksicht zu nehmen ist, dass der Geschäftsbetrieb des 
Auftraggebers nicht oder jedenfalls nur in zumutbarem Umfang gestört wird. 
Prüfungen werden grundsätzlich nicht häufiger als einmal jährlich durchgeführt. 

3.6. Die Geltendmachung von Rechten und Ansprüchen bei Sachmängeln gemäß 
nachstehender Ziffer 4 setzt voraus, dass der Auftraggeber seiner gemäß § 377 
HGB geschuldeten Untersuchungs- und Rügepflicht nachkommt. 

3.7. Der Auftraggeber hat Mängel unverzüglich nach deren Entdeckung schriftlich zu 
rügen. 

 
4. Sachmängel 
4.1. Für Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bei Sachmängeln gelten die 

gesetzlichen Vorschriften, soweit in den nachfolgenden Bestimmungen in dieser 
Ziffer 4 sowie in Ziffern 6und  8 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen nichts 
Abweichendes geregelt ist. 

4.2. Ein Sachmangel ist gegeben, wenn die Hardware, die Software oder die 
Benutzerdokumentationen nicht die vereinbarte Beschaffenheit gemäß Ziffern 
1.4 und 1.5  aufweisen. 

4.3. Bei Sachmängeln der Software ist die NMH berechtigt, Nacherfüllung durch 
Lieferung eines Patches, Updates oder neuen Programmstands der Software zu 
leisten. Zur Lieferung eines neuen Programmstands der Software ist er 
berechtigt, soweit dieser denselben Funktionsumfang wie die 



 

 

vertragsgegenständliche Version der Software enthält und dessen Übernahme 
für den Auftraggebern zumutbar ist und nicht zu erheblichen Nachteilen führt. 
Bei Lieferung einer neuen Version ist der Auftraggeber zur Rückgabe oder 
Löschung der mangelhaften Software verpflichtet (§ 439 Abs. 4 BGB). 

4.4. Die NMH ist berechtigt, dem Auftraggeber vorübergehend 
Fehlerumgehungsmöglichkeiten aufzuzeigen und den Mangel später durch 
Lieferung des nächsten, von der NMH freigegebenen Updates oder neuen 
Programmstands der Software zu beseitigen, sofern dies dem Auftraggeber 
zumutbar ist. Macht die NMH von diesem Recht Gebrauch, ist dies bei der 
Bestimmung der Angemessenheit der Frist zur Nacherfüllung gemäß 
nachstehender Ziffer 4.6 zu berücksichtigen. 

4.5. Der Auftraggeber wird die ihm im Rahmen der Nacherfüllung durch die NMH 
telefonisch, schriftlich oder elektronisch erteilten Handlungsanweisungen 
beachten. Die NMH kann dem Auftraggeber solche Handlungsanweisungen 
insbesondere im Hinblick auf die Installation der zum Zwecke der Nacherfüllung 
überlassenen Patches, Updates oder neuen Programmstände der Software sowie 
zur Aufzeigung von vorübergehenden Fehlerumgehungsmöglichkeiten erteilen. 

4.6. Setzt der Auftraggeber der NMH eine angemessene Frist zur Nacherfüllung und 
schlägt die Nacherfüllung innerhalb dieser Frist fehl, stehen dem Auftraggeber 
die weitergehenden Rechte zur Minderung oder nach seiner Wahl zum Rücktritt 
vom Vertrag sowie daneben, sofern die NMH den Mangel zu vertreten hat, im 
Rahmen der vereinbarten Haftungsbeschränkungen die Ansprüche auf 
Schadensersatz statt der Leistung oder auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
im Sinne des § 284 BGB zu. Zum Rücktritt und zur Geltendmachung des 
Schadenersatzes statt der ganzen Leistung ist der Auftraggeber jedoch nur bei 
erheblichen Mängeln berechtigt. Die Nachfristsetzung, die Erklärung des 
Rücktritts sowie die Geltendmachung des Schadenersatzes statt der Leistung 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Eine Fristsetzung durch den 
Auftraggeber ist in den gesetzlich bestimmten Fällen der §§ 281 Abs. 2, 323 Abs. 2, 
440 BGB entbehrlich. 

4.7. Nach fruchtlosem Ablauf einer zur Nacherfüllung gesetzten Frist gemäß 
vorstehender Ziffer 4.6 hat der Auftraggeber innerhalb angemessener Frist 
gegenüber der NMH schriftlich zu erklären, ob er weiterhin Nacherfüllung 
verlangt oder ob er die in Ziffer 4.6 Satz 1 genannten weitergehenden Rechte 
geltend macht. Verlangt der Auftraggeber weiterhin Nacherfüllung und kündigt 
die NMH diese daraufhin unverzüglich an, so hat er der NMH hierfür eine weitere 
angemessene Frist zu gewähren, innerhalb derer der Auftraggeber nicht 
berechtigt ist, die in Ziffer 4.6 Satz 1 genannten Rechte geltend zu machen. Ziffer 
4.6 Satz 4 bleibt unberührt. 

4.8. Stellt sich bei einer Fehleranalyse im Zusammenhang mit von dem Auftraggeber 
gemeldeten Mängeln heraus, dass Ansprüche oder Rechte des Auftraggebers 
wegen Mängeln nicht bestehen, ist die NMH berechtigt, den ihm im Rahmen der 
Nachforschung entstandenen Aufwand nach Maßgabe der aktuellen Preisliste 
der NMH dem Auftraggeber in Rechnung zu stellen, sofern der Auftraggeber 
erkannt oder fahrlässig nicht erkannt hat, dass ein Mangel nicht vorliegt, sondern 
die Ursache für den von ihm beanstandeten Fehler aus seiner eigenen 
Verantwortungssphäre stammt. 

4.9. Die NMH haftet nicht, wenn Bearbeitungen oder Änderungen der 
Kaufgegenstände durch den Auftraggeber oder durch von dem Auftraggeber 
beauftragte Dritte vorgenommen worden sind, es sei denn, der Auftraggeber 
weist nach, dass aufgetretene Mängel nicht hierauf zurückzuführen sind. 

4.10. Ansprüche des Auftraggebers wegen eines Mangels verjähren in zwölf (12) 
Monaten. Die Verjährungsfrist beginnt ab Ablieferung. Bei vorsätzlichen oder 
grob fahrlässigen Pflichtverletzungen, bei arglistigem Verschweigen eines 
Mangels, bei dinglichen Herausgabeansprüchen Dritter im Sinne von § 438 Abs. 1 
Nr. 1 BGB, bei Personenschäden, bei Ansprüchen nach dem 
Produkthaftungsgesetz sowie bei Übernahme einer Beschaffenheitsgarantie 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen zur Verjährung; bei einer 



 

 

Garantieübernahme gilt dies jedoch nur, sofern sich aus der jeweiligen 
Garantievereinbarung nicht etwas anderes ergibt. 

 
5. Rechtsmängel 
5.1. Für Rechte und Ansprüche des Auftraggebers bei Rechtsmängeln gelten die 

gesetzlichen Vorschriften, soweit in den nachfolgenden Bestimmungen in dieser 
Ziffer 5 sowie in Ziffern Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen nichts Abweichendes geregelt ist. 

5.2. Ein Rechtsmangel ist gegeben, wenn dem Auftraggeber die für die 
vertragsgemäße Nutzung der Kaufgegenstände erforderlichen Rechte nicht 
wirksam eingeräumt werden. 

5.3. Macht ein Dritter gegenüber dem Auftraggeber die Verletzung von 
Schutzrechten durch die Software geltend, so wird der Auftraggeber 

5.3.1. Die NMH unverzüglich hiervon schriftlich benachrichtigen, 
5.3.2. Die NMH ermächtigen, die rechtliche Auseinandersetzung sowie 

Vergleichsverhandlungen mit dem Dritten auf eigene Kosten und soweit als 
möglich allein zu führen, und Prozesshandlungen nur mit Zustimmung der NMH 
vornehmen sowie 

5.3.3. Der NMH jegliche zumutbare Unterstützung gewähren und ihn mit den dem 
Auftraggeber vorliegenden erforderlichen Informationen und Unterlagen sowie 
mit den erforderlichen Vollmachten ausstatten. 

5.4. Für den Fall, dass Rechte Dritter durch die Software verletzt sein sollten, leistet 
die NMH nach seiner Wahl dadurch Nacherfüllung, dass er 

5.4.1. die Software so verändert, dass sie nicht mehr rechtsverletzend ist, während sie 
eine entsprechende Leistung bringt und der vertragsgemäße Funktionsumfang 
für den Auftraggebern erhalten bleibt, oder 

5.4.2. für den Auftraggebern ein für die Zwecke des Vertrags ausreichendes 
Nutzungsrecht zur Fortführung der Nutzung der Software erwirbt oder 

5.4.3. die Software durch andere Software ersetzt, die für den Auftraggebern im 
Hinblick auf die vereinbarte Beschaffenheit der Software gleichwertig ist, eine 
entsprechende Leistung bringt und keine erheblichen Nachteile für den 
Auftraggebern zur Folge hat, oder 

5.4.4. einen neuen Programmstand liefert, dessen vertragsgemäße Nutzung keine 
Schutzrechte Dritter verletzt, der denselben Funktionsumfang wie die vorherige 
Version enthält und dessen Übernahme für den Auftraggebern zumutbar ist und 
nicht zu erheblichen Nachteilen für den Auftraggebern führt. 
In den Fällen Ziffern 5.4.2 bis 5.4.4 ist der Auftraggeber zur Rückgabe oder 
Löschung der mit Rechtsmängeln behafteten Software verpflichtet (§ 439 Abs. 4 
BGB). 

5.5. Im Übrigen gelten die Regelungen zu Sachmängeln in Ziffern 4.5, 4.6, 4.7, 4.9 und 
4.10 bei Vorliegen von Rechtsmängeln entsprechend. 

 
6. Geheimhaltung 
6.1. Die Vertragsparteien verpflichten sich, sämtliche im Rahmen der 

Vertragsanbahnung oder Vertragsdurchführung von der jeweils anderen 
Vertragspartei übermittelte oder zur Kenntnis gebrachten Informationen oder 
Gegenstände, die Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse darstellen oder als 
vertraulich bezeichnet werden („vertrauliche Informationen“), zeitlich unbegrenzt 
vertraulich zu behandeln und nur für Zwecke der Vertragsdurchführung zu 
verwenden. Die Vertragsparteien werden diese vertraulichen Informationen so 
sichern, dass ein Zugang durch unbefugte Dritte ausgeschlossen ist. Hiervon 
unberührt bleibt das Recht des Auftraggebers zur einmaligen Weitergabe der 
Kaufgegenstände (vgl. Ziffer 2.6). 

6.2. Zu den vertraulichen Informationen gehören insbesondere die in Ziffer 1.1  
bezeichneten Kaufgegenstände. Der Auftraggeber wird diese Kaufgegenstände 
nur den Mitarbeitern und sonstigen Dritten zugänglich machen, die den Zugang 
zur Ausübung der ihnen gegenüber dem Auftraggeber obliegenden 
Diensttätigkeiten benötigen, und nur im Rahmen der dem Auftraggeber 



 

 

aufgrund dieses Vertrages eingeräumten Nutzungsbefugnisse. Der Auftraggeber 
belehrt Mitarbeiter und Dritte, die berechtigterweise Zugang zu den 
vertraulichen Informationen erhalten, über ihre Geheimhaltungspflicht und 
verpflichtet diese Personen schriftlich zur Geheimhaltung und Nutzung nur in 
dem vorgenannten Umfang, sofern die jeweiligen Personen nicht bereits aus 
einem anderen rechtlichen Grunde zur Geheimhaltung in dem vorgenannten 
Umfang verpflichtet sind. 

6.3. Die vorstehenden Geheimhaltungspflichten gelten nicht für vertrauliche 
Informationen einer Vertragspartei, die 

6.3.1. im Zeitpunkt ihrer Übermittlung bereits öffentlich bekannt sind oder 
6.3.2. nach ihrer Übermittlung durch die offenlegende Vertragspartei ohne 

Verschulden der empfangenden Vertragspartei öffentlich bekannt werden oder 
6.3.3. bereits im Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch die offenlegende Vertragspartei 

im rechtmäßigen Besitz der empfangenden Vertragspartei waren oder 
6.3.4. ihr nach ihrer Übermittlung durch die offenlegende Vertragspartei in 

rechtmäßiger Weise von einem Dritten ohne Einschränkung im Hinblick auf 
Geheimhaltung oder Verwendung übermittelt wurden oder 

6.3.5. Nutzung der vertraulichen Informationen von der empfangenden Vertragspartei 
entwickelt wurden oder 

6.3.6. von der empfangenden Vertragspartei aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
offengelegt werden müssen, unter der Voraussetzung, dass die empfangende 
Vertragspartei die offenlegende Vertragspartei vor einer Offenlegung hiervon 
unverzüglich schriftlich unterrichtet und die offenlegende Vertragspartei dabei 
unterstützt, eine Offenlegung durch Einlegung von Rechtsmitteln zu verhindern. 

 
 
 
  



 

 

B: Besondere Geschäftsbedingungen Fernwartung und Pflege Software 
 

1. Vertragsgegenstand 

Gegenstand dieser Besonderen Geschäftsbedingungen ist die Erbringung von in diesen 
näher spezifizierten Leistungen für die von der NMH gelieferten Computerprogramme 
einschließlich der diese betreffenden Dokumentationen (nachfolgend "Software") durch 
die NMH.  

2. Leistungen 
2.1. Die NMH erbringt die nachfolgenden Leistungen (nachfolgend gemeinsam 

"Softwarepflege"): 
2.1.1. Vorhalten einer Hotline (Ziffer3) 
2.1.2. Mängelbeseitigung an der Software (Ziffer4) 
2.1.3. Weiterentwicklung der Software (Ziffer 5) 
2.2. Die Softwarepflege wird durch die NMH entsprechend des jeweiligen Standes der 

Technik erbracht. Die NMH berücksichtigt die allgemeinen 
Verfahrensbeschreibungen und Industriestandards (zB ITIL, DIN) sowie 
gegebenenfalls ihr schriftlich bekannt gemachte Vorgaben und 
Anwendungspraktiken des Auftraggebers. Die Leistungserbringung ist am 
letzten und dem unmittelbar vor diesem liegenden Stand der Software und am 
Interesse der Gesamtheit der Softwarenutzer auszurichten. 

2.3. Eine Übertragung der Pflichten der NMH auf Dritte oder die Beauftragung von 
Subunternehmern durch die NMH ist nur nach vorheriger schriftlicher 
Zustimmung des Auftraggebers zulässig. Der Auftraggeber darf seine 
Zustimmung nicht ohne triftigen Grund verweigern. 

2.4. Eine Auslieferung neuer Software ist unabhängig von der Modalität der ersten 
Überlassung der Software auch durch elektronische Zugänglichmachung 
möglich. Für den Fall der Änderung des Standes der Technik behält sich die NMH 
eine Änderung der Auslieferung vor. Die technischen Möglichkeiten und 
sonstigen Belange des Auftraggebers auf die dieser hinweist, sind zu 
berücksichtigen. Der Auftraggeber wird dabei seinerseits das ihm wirtschaftlich 
Zumutbare unternehmen, um eine dem Stand der Technik entsprechende 
Vorgehensweise zu ermöglichen. 

 
3. Vorhalten einer Hotline 
3.1. Die NMH unterstützt und berät den Auftraggebern hinsichtlich der 

Softwareanwendung oder Fehlerbehebung telefonisch oder auf sonstigem Wege 
der Fernkommunikation. 

3.2. Die Hotline steht dem Auftraggeber von Montag bis Freitag zwischen 08:00 Uhr 
bis 16:00 Uhr (unter Ausnahme gesetzlicher Feiertage am Sitz der NMH) offen. In 
diesem Zeitfenster wird NMH auch per E-Mail (info@nmh.de) eingehende 
Anfragen des Auftraggebers beantworten. 

 
4. Mängelbeseitigung an der Software 
4.1. Während der Laufzeit dieses Vertrages auftretende Mängel an der Software wird 

die NMH auf der Grundlage der nachfolgenden Regelungen beseitigen. 
4.2. Mängel an der Software werden durch die NMH nach billigem Ermessen unter 

Berücksichtigung der Interessen des Auftraggebers in folgende Kategorien 
unterteilt: 

4.2.1. Mangel der Kategorie 1 (sehr hohe Priorität): Störung, die einen Ausfall des 
gesamten Systems oder wesentlicher Teile desselben verursacht, sodass eine 
Nutzung desselben vollständig oder nahezu vollständig ausgeschlossen ist. Die 
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Beeinträchtigung des Betriebsablaufes ist derart wesentlich, dass eine sofortige 
Abhilfe unerlässlich ist. 

4.2.2. Mangel der Kategorie 2 (höhere Priorität): Störung, welche die Systemnutzung 
derart beeinträchtigt, dass eine sinnvolle Systemnutzung nicht oder nur unter 
unverhältnismäßigem Aufwand möglich ist. Mehrere parallel auftretende Mängel 
der Kategorie 2 können einen Mangel der Kategorie 1 begründen. 

4.2.3. Mangel der Kategorie 3 (normale Priorität): Sonstige Störungen, welche die 
Systemnutzung nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigen. Mehrere parallel 
auftretende Mängel der Kategorie 3 können einen Mangel der Kategorie 2 oder 
der Kategorie 1 begründen. 

4.3. Die NMH reagiert auf die Meldung eines Mangels durch den Auftraggebern 
binnen nachfolgender Reaktionsfristen, sofern der Auftraggeber einen 
Wartungsvertrag mit NMH geschlossen hat: 

4.3.1. Bei Mängeln der Kategorie 1: Innerhalb einer Stunde nach Erhalt der Meldung, 
4.3.2. Bei Mängeln der Kategorie 2: Innerhalb von zwei Stunden nach Erhalt der 

Meldung, 
4.3.3. Bei Mängeln der Kategorie 3: Innerhalb eines Werktages nach Erhalt der 

Meldung. 
4.4. Sofern kein Wartungsvertrag geschlossen worden ist, beträgt die Reaktionsfrist 

für alle Mängel 48 Stunden. 
 

5. Weiterentwicklung der Software 
5.1. Die NMH stellt eine Weiterentwicklung der Software und Anpassung an den 

Stand der Technik sicher und gewährleistet einen einheitlichen Release-Stand im 
System des Auftraggebers. Zu diesem Zwecke stellt die NMH mindestens eine 
neue Programmversion im Kalenderjahr zur Installation zur Verfügung. Die 
Dokumentation wird an die jeweils aktuelle Programmversion angepasst. 

5.2. Die NMH erklärt sich bereit, die Software auf Aufforderung des Auftraggebers 
auch über die Regelung in Ziffer 5.1 hinaus weiterzuentwickeln. Die Parteien 
werden in einem solchen Fall Verhandlungen aufnehmen und einen gesonderten 
Softwareentwicklungsvertrag abschließen. 

5.3. Der Auftraggeber spielt die gelieferte weiterentwickelte Version der Software 
innerhalb von 10 Tagen nach dem Release in sein System ein und prüft sie auf 
etwaige Mängel hin. Sollte der Auftraggeber Mängel feststellen, wird er dies der 
NMH nach Maßgabe von Ziffer 6 dieser Bedingungen unverzüglich schriftlich 
mitteilen. 

5.4. Weiterentwickelte Softwareversionen müssen eine Abwärtskompatibilität mit 
vorausgehenden Softwareversionen und sonstigen Programmschnittstellen 
aufweisen. 

5.5. Sofern kein Wartungsvertrag zwischen den Parteien geschlossen wurde, erfolgen 
Anpassungsleistungen nach Aufwand. 
 

6. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
6.1. Der Auftraggeber untersucht die Pflegeleistungen einschließlich ihrer 

Dokumentation unverzüglich nach ihrer Erbringung durch die NMH, 
insbesondere im Hinblick auf Vollständigkeit der Leistungen und 
Funktionsfähigkeit der grundlegenden Programmfunktionen der Software. 

6.2. Stellt der Auftraggeber bei dieser Untersuchung Mängel fest, meldet er diese 
unverzüglich schriftlich der NMH. Dabei beschreibt der Auftraggeber den Mangel 
präzise und detailliert hinsichtlich der Bedingungen, unter denen er auftritt und 
schildert dessen Symptome. Zudem ordnet der Auftraggeber den Mangel 
zugleich einer Mangelkategorie iSd Ziffer 4.2 zu. Eine mündliche Meldung ist 
möglich, wenn die Meldung binnen zweier Werktage schriftlich nachgeholt wird. 



 

 

6.3. Mängel, die der Auftraggeber im Rahmen der ordnungsgemäßen Untersuchung 
nicht feststellen konnte, meldet er unverzüglich nach ihrer Entdeckung 
schriftlich der NMH. Auch diese Mängelrüge muss entsprechend der 
vorstehenden Regelung in Ziffer 6.2 detailliert und unter Angabe der 
Mangelkategorie erfolgen und kann bei mündlicher Rüge binnen zwei 
Werktagen schriftlich nachgeholt werden. 

6.4. Der Auftraggeber gewährt der NMH den für die ordnungsgemäße 
Leistungserbringung erforderlichen Zugang zu seinen Geschäftsräumen in den 
Geschäftszeiten und stellt die erforderlichen technischen Einrichtungen und 
Datenverbindungen bereit. In dringlichen Angelegenheiten gewährleistet der 
Auftraggeber einen Zugang auch jenseits der üblichen Geschäftszeiten. 
Wahlweise kann die Leistung der NMH auch über Remoteverbindungen erbracht 
werden. Dies gilt insbesondere im Fehlerfall. Die Remoteverbindung ist so zur 
Verfügung zu stellen, dass diese keine weiteren Freigaben oder Tätigkeiten des 
Auftraggebers mehr bedarf. Sollte dies seitens des Auftraggebers nicht 
gewährleistet werden, so geht dies zu seinen Lasten. 

6.5. Der Auftraggeber schult seine Mitarbeiter im Umgang mit der Software und 
gewährleistet eine dem Stand der Technik entsprechende Dokumentation und 
Datensicherung sowie Protokollierung von Störungsfällen. Er benennt ferner 
einen Mitarbeiter als Ansprechpartner für die zu pflegende Software. Auf 
Aufforderung des Auftraggebers und auf Grundlage einer gesondert zu 
treffenden Vereinbarung unterstützt die NMH den Auftraggebern bei der 
Erfüllung dieser Mitwirkungspflicht; die Parteien werden in diesem Fall auch eine 
detailliertere Regelung zur Abgrenzung der jeweiligen Verantwortlichkeiten 
treffen. 

6.6. Der Auftraggeber setzt ausschließlich Software auf dem aktuellsten oder dem 
jeweiligen Stand vor dieser Version ein. Dies gilt nicht, wenn ihm dies nicht 
zumutbar ist, etwa, weil die jeweils aktuellste oder die letzte Vorgänger-
Softwareversion fehlerhaft ist bzw. sind und dadurch der Betriebsablauf des 
Auftraggebers beeinträchtigt würde. 

 
7. Vergütung 
7.1. Die Vergütung für die Pflegeleistungen der NMH ist im Angebot zwischen den 

Parteien vereinbart und versteht sich zuzüglich gesetzlicher Umsatzsteuer. Die 
Vergütung wird im Voraus am 3. Werktag eines jeden Monats fällig. 

7.2. Die Vergütung für die Pflegeleistungen nach Ziffer 7.1 verringert sich während der 
Verjährungsfrist für Sach- und Rechtsmängel der Software aus dem Lizenzvertrag 
um 50 %. 

  

 

8. Nutzungsrechte 
8.1. Soweit die NMH dem Auftraggeber im Rahmen dieses Vertrages Software 

überlässt, ist damit eine Einräumung von Nutzungsrechten an dieser Software in 
dem Umfang gegenüber dem Auftraggeber verbunden, wie sie die NMH 
ursprünglich hinsichtlich der Software eingeräumt hat. 

8.2. Wird eine selbstständig lauffähige Software überlassen, ist die 
Rechteübertragung auf den Auftraggebern auflösend bedingt auf den Zeitpunkt 
der Überlassung weiterer Softwarebestände. Im Falle der Überlassung weiterer 
Versionen der Software erlöschen die Rechte an den vorausgehenden 
Softwareversionen; die NMH duldet jedoch die Nutzung der Vorversion bis zur 
Installation der überlassenen Software oder im Falle der Mangelhaftigkeit der 



 

 

zuletzt überlassenen Software bis zur Behebung dieser Mängel in dem in Ziffer 8.1 
beschriebenen Umfang. 

8.3. Durch vertragsgemäße Leistung überflüssig gewordene Software darf der 
Auftraggeber nicht mehr nutzen. Er muss diese Software deinstallieren und 
etwaige Sicherungskopien oder Original-Datenträger an die NMH zurückgeben. 

 
9. Laufzeit und Kündigung 
9.1. Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen und kann durch jede 

Partei mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines jeden Kalenderjahres 
schriftlich gekündigt werden. 649 BGB ist abbedungen. 

9.2. Das Recht der Parteien zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn sich die 
Vermögenslage der anderen Partei wesentlich verschlechtert oder, wenn im Falle 
der Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Auftragnehmers 
der Insolvenzverwalter den Eintritt in den Vertrag verweigert oder die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder, wenn der zugrunde 
liegende Lizenzvertrag durch Kündigung, Rücktritt, Anfechtung oder in sonstiger 
Weise beendet wird. 

 
10. Datenschutz 
10.1. Die Parteien beachten die datenschutzrechtlichen Vorgaben. 
10.2. Das Nähere regelt der zwischen den Parteien geschlossene 

Auftragsverarbeitungsvertrag gemäß Anlage C. 

  



 

 

C: Vertrag über die Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag eines 
Verantwortlichen gemäß Art. 28 DSGVO 

zwischen 
 
________________________________________ 
________________________________________ 
________________________________________ 
________________________________________ 
________________________________________ 
 
 
– nachfolgend „Auftraggeber“ genannt – 
und 
 
NMH GmbH 
Am Flugplatz 2 
88367 Hohentengen 
  
 
– nachfolgend „Auftragnehmer“ genannt – 
 
1. Vertragsgegenstand  
Im Rahmen der Leistungserbringung nach dem Vertrag über Wartung und Pflege der 

Software (nachfolgend „Hauptvertrag“ genannt) ist es erforderlich, dass der 
Auftragnehmer mit personenbezogenen Daten umgeht, für die der 
Auftraggeber als Verantwortlicher im Sinne der datenschutzrechtlichen 
Vorschriften fungiert (nachfolgend „Auftraggeber-Daten“ genannt). Dieser 
Vertrag konkretisiert die datenschutzrechtlichen Rechte und Pflichten der 
Parteien im Zusammenhang mit dem Umgang des Auftragnehmers mit 
Auftraggeber-Daten zur Durchführung des Hauptvertrags. 

 
2. Umfang der Beauftragung  
2.1. Der Auftragnehmer verarbeitet die Auftraggeber-Daten im Auftrag und nach 

Weisung des Auftraggebers i.S.v. Art. 28 DSGVO (Auftragsverarbeitung). Der 
Auftraggeber bleibt Verantwortlicher im datenschutzrechtlichen Sinn. 

2.2. Die Verarbeitung von Auftraggeber-Daten durch den Auftragnehmer erfolgt in 
der Art, dem Umfang und zu dem Zweck wie in Anlage 1 zu diesem Vertrag 
spezifiziert; die Verarbeitung betrifft die darin bezeichneten Arten 
personenbezogener Daten und Kategorien betroffener Personen. Die Dauer der 
Verarbeitung entspricht der Laufzeit des Hauptvertrages. 

2.3. Dem Auftragnehmer bleibt es vorbehalten, die Auftraggeber-Daten zu 
anonymisieren oder zu aggregieren, so dass eine Identifizierung einzelner 
betroffener Personen nicht mehr möglich ist, und in dieser Form zum Zweck der 
bedarfsgerechten Gestaltung, der Weiterentwicklung und der Optimierung 
sowie der Erbringung des nach Maßgabe des Hauptvertrags vereinbarten 
Dienstes zu verwenden. Die Parteien stimmen darin überein, dass anonymisierte 
bzw. nach obiger Maßgabe aggregierte Auftraggeber-Daten nicht mehr als 
Auftraggeber-Daten im Sinne dieses Vertrags gelten. 

2.4. Der Auftragnehmer darf die Auftraggeber-Daten im Rahmen des 
datenschutzrechtlich Zulässigen für eigene Zwecke auf eigene Verantwortung 
verarbeiten und nutzen, wenn eine gesetzliche Erlaubnisvorschrift oder eine 
Einwilligungserklärung des Betroffenen das gestattet. Auf solche 
Datenverarbeitungen findet dieser Vertrag keine Anwendung. 

2.5. Die Verarbeitung der Auftraggeber-Daten durch den Auftragnehmer findet 



 

 

grundsätzlich innerhalb der Europäischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 
statt. Es ist dem Auftragnehmer gleichwohl gestattet, Auftraggeber-Daten unter 
Einhaltung der Bestimmungen dieses Vertrags auch außerhalb des EWR zu 
verarbeiten, wenn er den Auftraggeber vorab über den Ort der 
Datenverarbeitung informiert und die Voraussetzungen der Art. 44–48 DSGVO 
erfüllt sind oder eine Ausnahme nach Art. 49 DSGVO vorliegt. 

 
3. Weisungsbefugnisse des Auftraggebers 
3.1. Der Auftragnehmer verarbeitet die Auftraggeber-Daten gemäß den Weisungen 

des Auftraggebers, sofern der Auftragnehmer nicht gesetzlich zu einer 
anderweitigen Verarbeitung verpflichtet ist. In letzterem Fall teilt der 
Auftragnehmer dem Auftraggeber diese rechtlichen Anforderungen vor der 
Verarbeitung mit, sofern das betreffende Gesetz eine solche Mitteilung nicht 
wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses verbietet. 

3.2. Die Weisungen des Auftraggebers sind grundsätzlich abschließend in den 
Bestimmungen dieses Vertrags festgelegt und dokumentiert. Einzelweisungen, 
die von den Festlegungen dieses Vertrags abweichen oder zusätzliche 
Anforderungen aufstellen, bedürfen einer vorherigen Zustimmung des 
Auftragnehmers und erfolgen nach Maßgabe des im Hauptvertrag festgelegten 
Änderungsverfahrens, in dem die Weisung zu dokumentieren und die 
Übernahme etwa dadurch bedingter Mehrkosten des Auftragnehmers durch den 
Auftraggeber zu regeln ist. 

3.3. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass er die Auftraggeber-Daten im Einklang 
mit den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet. Ist der Auftragnehmer der 
Ansicht, dass eine Weisung des Auftraggebers gegen diesen Vertrag oder das 
geltende Datenschutzrecht verstößt, ist er nach einer entsprechenden Mitteilung 
an den Auftraggeber berechtigt, die Ausführung der Weisung bis zu einer 
Bestätigung der Weisung durch den Auftraggeber auszusetzen. Die Parteien 
stimmen darin überein, dass die alleinige Verantwortung für die 
weisungsgemäße Verarbeitung der Auftraggeber-Daten beim Auftraggeber 
liegt. 

 
4. Verantwortlichkeit des Auftraggebers 
4.1. Der Auftraggeber ist für die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung der Auftraggeber-

Daten sowie für die Wahrung der Rechte der Betroffenen im Verhältnis der 
Parteien zueinander allein verantwortlich. Sollten Dritte gegen den 
Auftragnehmer aufgrund der Verarbeitung von Auftraggeber-Daten nach 
Maßgabe dieses Vertrages Ansprüche geltend machen, wird der Auftraggeber 
den Auftragnehmer von allen solchen Ansprüchen auf erstes Anfordern 
freistellen. 

4.2. Dem Auftraggeber obliegt es, dem Auftragnehmer die Auftraggeber-Daten 
rechtzeitig zur Leistungserbringung nach dem Hauptvertrag zur Verfügung zu 
stellen und er ist verantwortlich für die Qualität der Auftraggeber-Daten. Der 
Auftraggeber hat den Auftragnehmer unverzüglich und vollständig zu 
informieren, wenn er bei der Prüfung der Auftragsergebnisse des 
Auftragnehmers Fehler oder Unregelmäßigkeiten bezüglich 
datenschutzrechtlicher Bestimmungen oder seinen Weisungen feststellt. 

4.3. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer auf Anforderung die in Art. 30 Abs. 2 
DSGVO genannten Angaben zur Verfügung zu stellen, soweit sie dem 
Auftragnehmer nicht selbst vorliegen. 

4.4. Ist der Auftragnehmer gegenüber einer staatlichen Stelle oder einer Person 
verpflichtet, Auskünfte über die Verarbeitung von Auftraggeber-Daten zu erteilen 
oder mit diesen Stellen anderweitig zusammenzuarbeiten, so ist der 
Auftraggeber verpflichtet, den Auftragnehmer auf erstes Anfordern bei der 
Erteilung solcher Auskünfte bzw. der Erfüllung anderweitiger Verpflichtungen 
zur Zusammenarbeit zu unterstützen. 

 



 

 

5. Anforderungen an Personal 
5.1. Der Auftragnehmer hat alle Personen, die Auftraggeber-Daten verarbeiten, 

bezüglich der Verarbeitung von Auftraggeber-Daten zur Vertraulichkeit zu 
verpflichten. 

 
 
6. Sicherheit der Verarbeitung 
6.1. Der Auftragnehmer wird gemäß Art. 32 DSGVO erforderliche, geeignete 

technische und organisatorische Maßnahmen ergreifen, die unter 
Berücksichtigung des Standes der Technik, der Implementierungskosten und der 
Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung der 
Auftraggeber-Daten sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und 
Schwere des Risikos für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen 
erforderlich sind, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau für die 
Auftraggeber-Daten zu gewährleisten. 

6.2. Dem Auftragnehmer ist es gestattet, technische und organisatorische 
Maßnahmen während der Laufzeit des Vertrages zu ändern oder anzupassen, 
solange sie weiterhin den gesetzlichen Anforderungen genügen. 

 
7. Inanspruchnahme weiterer Auftragsverarbeiter 
7.1. Der Auftraggeber erteilt dem Auftragnehmer hiermit die allgemeine 

Genehmigung, weitere Auftragsverarbeiter hinsichtlich der Verarbeitung von 
Auftraggeber-Daten hinzuzuziehen. Die zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
hinzugezogenen weiteren Auftragsverarbeiter ergeben sich aus Anlage 2. 
Generell nicht genehmigungspflichtig sind Vertragsverhältnisse mit 
Dienstleistern, die die Prüfung oder Wartung von Datenverarbeitungsverfahren 
oder -anlagen durch andere Stellen oder andere Nebenleistungen zum 
Gegenstand haben, auch wenn dabei ein Zugriff auf Auftraggeber-Daten nicht 
ausgeschlossen werden kann, solange der Auftragnehmer angemessene 
Regelungen zum Schutz der Vertraulichkeit der Auftraggeber-Daten trifft. 

7.2. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über beabsichtigte Änderungen in 
Bezug auf die Hinzuziehung oder die Ersetzung weiterer Auftragsverarbeiter 
informieren. Dem Auftraggeber steht im Einzelfall ein Recht zu, Einspruch gegen 
die Beauftragung eines potentiellen weiteren Auftragsverarbeiters zu erheben. 
Ein Einspruch darf vom Auftraggeber nur aus wichtigem, dem Auftragnehmer 
nachzuweisenden Grund erhoben werden. Soweit der Auftraggeber nicht 
innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der Benachrichtigung Einspruch erhebt, 
erlischt sein Einspruchsrecht bezüglich der entsprechenden Beauftragung. 
Erhebt der Auftraggeber Einspruch, ist der Auftragnehmer berechtigt, den 
Hauptvertrag und diesen Vertrag mit einer Frist von 3 Monaten zu kündigen. 

7.3. Der Vertrag zwischen dem Auftragnehmer und dem weiteren 
Auftragsverarbeiter muss letzterem dieselben Pflichten auferlegen, wie sie dem 
Auftragnehmer kraft dieses Vertrages obliegen. Die Parteien stimmen überein, 
dass diese Anforderung erfüllt ist, wenn der Vertrag ein diesem Vertrag 
entsprechendes Schutzniveau aufweist bzw. dem weiteren Auftragsverarbeiter 
die in Art. 28 Abs. 3 DSGVO festgelegten Pflichten auferlegt sind. 

7.4. Unter Einhaltung der Anforderungen der Ziffer 2.5 dieses Vertrags gelten die 
Regelungen in dieser Ziffer 7 auch, wenn ein weiterer Auftragsverarbeiter in 
einem Drittstaat eingeschaltet wird.  

 
8. Rechte der betroffenen Personen 
8.1. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber mit technischen und 

organisatorischen Maßnahmen im Rahmen des Zumutbaren dabei unterstützen, 
seiner Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf Wahrnehmung der ihnen 
zustehenden Rechte betroffener Personen nachzukommen. 

8.2. Soweit eine betroffene Person einen Antrag auf Wahrnehmung der ihr 
zustehenden Rechte unmittelbar gegenüber dem Auftragnehmer geltend 
macht, wird der Auftragnehmer dieses Ersuchen zeitnah an den Auftraggeber 



 

 

weiterleiten. 
8.3. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber Informationen über die 

gespeicherten Auftraggeber-Daten, die Empfänger von Auftraggeber-Daten, an 
die der Auftragnehmer sie auftragsgemäß weitergibt, und den Zweck der 
Speicherung mitteilen, sofern dem Auftraggeber diese Informationen nicht selbst 
vorliegen oder er sie sich selbst beschaffen kann. 

8.4. Der Auftragnehmer wird es dem Auftraggeber ermöglichen, im Rahmen des 
Zumutbaren und Erforderlichen gegen Erstattung der dem Auftragnehmer 
hierdurch entstehenden nachzuweisenden Aufwände und Kosten, Auftraggeber-
Daten zu berichtigen, zu löschen oder ihre weitere Verarbeitung einzuschränken 
oder auf Verlangen des Auftraggebers die Berichtigung, Sperrung oder 
Einschränkung der weiteren Verarbeitung selbst vornehmen, wenn und soweit 
das dem Auftraggeber selbst unmöglich ist. 

8.5. Soweit die betroffene Person gegenüber dem Auftraggeber ein Recht auf 
Datenübertragbarkeit bezüglich der Auftraggeber-Daten nach Art. 20 DSGVO 
besitzt, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber im Rahmen des Zumutbaren 
und Erforderlichen gegen Erstattung der dem Auftragnehmer hierdurch 
entstehenden nachzuweisenden Aufwände und Kosten bei der Bereitstellung 
der Auftraggeber-Daten in einem gängigen und maschinenlesbaren Format 
unterstützen, wenn der Auftraggeber sich die Daten nicht anderweitig 
beschaffen kann. 

 
9. Mitteilungs- und Unterstützungspflichten des Auftragnehmers 
9.1. Soweit den Auftraggeber eine gesetzliche Melde- oder Benachrichtigungspflicht 

wegen einer Verletzung des Schutzes von Auftraggeber-Daten (insbesondere 
nach Art. 33, 34 DSGVO) trifft, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber zeitnah 
über etwaige meldepflichtige Ereignisse in seinem Verantwortungsbereich 
informieren. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber bei der Erfüllung der 
Melde- und Benachrichtigungspflichten auf dessen Ersuchen im Rahmen des 
Zumutbaren und Erforderlichen gegen Erstattung der dem Auftragnehmer 
hierdurch entstehenden nachzuweisenden Aufwände und Kosten unterstützen. 

9.2. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber im Rahmen des Zumutbaren und 
Erforderlichen gegen Erstattung der dem Auftragnehmer hierdurch 
entstehenden nachzuweisenden Aufwände und Kosten bei etwa vom 
Auftraggeber durchzuführenden Datenschutz-Folgenabschätzungen und sich 
gegebenenfalls anschließenden Konsultationen der Aufsichtsbehörden nach 
Art. 35, 36 DSGVO unterstützen. 

 
10. Datenlöschung 
10.1. Der Auftragnehmer wird die Auftraggeber-Daten nach Beendigung dieses 

Vertrages löschen, sofern nicht gesetzlich eine Verpflichtung des 
Auftragnehmers zur weiteren Speicherung der Auftraggeber-Daten besteht. 

10.2. Dokumentationen, die dem Nachweis der auftrags- und ordnungsgemäßen 
Verarbeitung von Auftraggeber-Daten dienen, dürfen durch den Auftragnehmer 
auch nach Vertragsende aufbewahrt werden. 

 
11. Nachweise und Überprüfungen 
11.1. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber auf dessen Anforderung alle 

erforderlichen und beim Auftragnehmer vorhandenen Informationen zum 
Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten nach diesem Vertrag zur Verfügung 
stellen. 

11.2. Der Auftraggeber ist berechtigt, den Auftragnehmer bezüglich der Einhaltung 
der Regelungen dieses Vertrages, insbesondere der Umsetzung der technischen 
und organisatorischen Maßnahmen, zu überprüfen; einschließlich durch 
Inspektionen. 

11.3. Zur Durchführung von Inspektionen nach Ziffer 11.2 ist der Auftraggeber 
berechtigt, im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten (montags bis freitags von 10 
bis 18 Uhr) nach rechtzeitiger Vorankündigung gemäß Ziffer 11.5 auf eigene 



 

 

Kosten, ohne Störung des Betriebsablaufs und unter strikter Geheimhaltung von 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen des Auftragnehmers die Geschäftsräume 
des Auftragnehmers zu betreten, in denen Auftraggeber-Daten verarbeitet 
werden. 

11.4. Der Auftragnehmer ist berechtigt, nach eigenem Ermessen unter 
Berücksichtigung der gesetzlichen Verpflichtungen des Auftraggebers, 
Informationen nicht zu offenbaren, die sensibel im Hinblick auf die Geschäfte des 
Auftragnehmers sind oder wenn der Auftragnehmer durch deren Offenbarung 
gegen gesetzliche oder andere vertragliche Regelungen verstoßen würde. Der 
Auftraggeber ist nicht berechtigt, Zugang zu Daten oder Informationen über 
andere Auftraggebern des Auftragnehmers, zu Informationen hinsichtlich 
Kosten, zu Qualitätsprüfungs- und Vertrags-Managementberichten sowie zu 
sämtlichen anderen vertraulichen Daten des Auftragnehmers, die nicht 
unmittelbar relevant für die vereinbarten Überprüfungszwecke sind, zu erhalten. 

11.5. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer rechtzeitig (in der Regel mindestens 
zwei Wochen vorher) über alle mit der Durchführung der Überprüfung 
zusammenhängenden Umstände zu informieren. Der Auftraggeber darf eine 
Überprüfung pro Kalenderjahr durchführen. Weitere Überprüfungen erfolgen 
gegen Kostenerstattung und nach Abstimmung mit dem Auftragnehmer. 

11.6. Beauftragt der Auftraggeber einen Dritten mit der Durchführung der 
Überprüfung, hat der Auftraggeber den Dritten schriftlich ebenso zu verpflichten, 
wie auch der Auftraggeber aufgrund von dieser Ziffer 11 dieses Vertrags 
gegenüber dem Auftragnehmer verpflichtet ist. Zudem hat der Auftraggeber den 
Dritten auf Verschwiegenheit und Geheimhaltung zu verpflichten, es sei denn, 
dass der Dritte einer beruflichen Verschwiegenheitsverpflichtung unterliegt. Auf 
Verlangen des Auftragnehmers hat der Auftraggeber ihm die 
Verpflichtungsvereinbarungen mit dem Dritten unverzüglich vorzulegen. Der 
Auftraggeber darf keinen Wettbewerber des Auftragnehmers mit der Kontrolle 
beauftragen. 

11.7. Nach Wahl des Auftragnehmers kann der Nachweis der Einhaltung der Pflichten 
nach diesem Vertrage anstatt durch eine Inspektion auch durch die Vorlage eines 
geeigneten, aktuellen Testats oder Berichts einer unabhängigen Instanz (z.B. 
Wirtschaftsprüfer, Revision, Datenschutzbeauftragter, IT-Sicherheitsabteilung, 
Datenschutzauditoren oder Qualitätsauditoren) oder einer geeigneten 
Zertifizierung durch IT-Sicherheits- oder Datenschutzaudit – z.B. nach BSI-
Grundschutz – („Prüfungsbericht“) erbracht werden, wenn der Prüfungsbericht 
es dem Auftraggeber in angemessener Weise ermöglicht, sich von der 
Einhaltung der Vertragspflichten zu überzeugen. 

 
12. Vertragsdauer und Kündigung 
12.1. Die Laufzeit und Kündigung dieses Vertrags richten sich nach den 

Bestimmungen zur Laufzeit und Kündigung des Hauptvertrags. Eine Kündigung 
des Hauptvertrags bewirkt automatisch auch eine Kündigung dieses Vertrags. 
Eine isolierte Kündigung dieses Vertrags ist ausgeschlossen. 

 
13. Haftung 
13.1. Für die Haftung des Auftragnehmers nach diesem Vertrag gelten die 

Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gemäß dem Hauptvertrag. Soweit 
Dritte Ansprüche gegen den Auftragnehmer geltend machen, die ihre Ursache in 
einem schuldhaften Verstoß des Auftraggebers gegen diesen Vertrag oder gegen 
eine seiner Pflichten als datenschutzrechtlich Verantwortlicher haben, stellt der 
Auftraggeber den Auftragnehmer von diesen Ansprüchen auf erstes Anfordern 
frei. 

13.2. Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Auftragnehmer auch von allen etwaigen 
Geldbußen, die gegen den Auftragnehmer verhängt werden, in dem Umfang auf 
erstes Anfordern freizustellen, in dem der Auftraggeber Anteil an der 
Verantwortung für den durch die Geldbuße sanktionierten Verstoß trägt. 

 



 

 

14. Schlussbestimmungen 
14.1. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam sein oder werden 

oder eine Lücke enthalten, so bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon 
unberührt. Die Parteien verpflichten sich, anstelle der unwirksamen Regelung 
eine solche gesetzlich zulässige Regelung zu treffen, die dem Zweck der 
unwirksamen Regelung am nächsten kommt und dabei den Anforderungen des 
Art. 28 DSGVO genügt. 

14.2. Im Fall von Widersprüchen zwischen diesem Vertrag und sonstigen 
Vereinbarungen zwischen den Parteien, insbesondere dem Hauptvertrag, gehen 
die Regelungen dieses Vertrags vor. 

 

… 
 

… 
 

(Ort, Datum) 
 

(Ort, Datum) 
 

… 
 

… 
 

(Unterschrift Auftraggeber) 
 

(Unterschrift Auftragnehmer) 
 

Anlagen: 
Anlage 1: Zweck, Art und Umfang der Datenverarbeitung, Art der Daten und Kategorien 

der betroffenen Personen 
Anlage 2: Weitere Auftragsverarbeiter 

  



 

 

Anlage 1: Zweck, Art und Umfang der Datenverarbeitung, Art der Daten und Kategorien 
der betroffenen Personen 

Zweck der Datenverarbeitung 
 

Fernwartung Soft- und Hardware 
 

Art und Umfang der Datenverarbeitung 
 

Fernwartung 
 

Art der Daten 
 

Name 
E-Mail-Adresse 
 

Kategorien betroffener Personen 
 

Beschäftigte 
Auftraggebern 
Lieferanten 
Dritte 

 
  



 

 

Anlage 2: Weitere Auftragsverarbeiter 

Firma, Anschrift 
 

Art der 
Verarb
eitung 

 

Zweck 
 

Art der Daten 
 

Kategorien der 
betroffen
en 
Personen 

 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

… 
 

 
 
 
 

 
 
 


